
ART. 15A

Vor wenigen Wochen flatterte uns der mittlerweile vom Mi-
nisterrat durchgewunkene Entwurf einer neuen Art. 15a 

Vereinbarung auf den Tisch. 
Dieser „Staatsvertrag“ zwischen Bund und Ländern regelt den 
Finanzausgleich dieser „Staaten“ und der Republik Österreich. 
Dabei werden rund 85 Milliarden Euro pro Jahr bewegt, von 
denen die Gemeinden in der Regel knapp 12 Prozent erhalten, 
die so genannten „Ertragsanteile“. Die Bundesländer, die ja 
selbst überhaupt keine Steuern einheben, bekommen ungefähr 
den doppelten Prozentsatz. Insgesamt werden also pro Jahr über 
32 Milliarden umverteilt. Schon das Vokabular zeigt die Bür-
gerferne der „Hohen Politik“. Es finden sich darin Ausdrücke 
wie „Plafondierung der Ertragsanteile“, „gemeindeweise Unter-
verteilung“, „abgestufter Bevölkerungsschlüssel“, „Landesdurch-
schnittskopfquote“. 

In diesen aktuellen Vertrag wurde eigentlich alles hineingepackt, 
was die Regierung mit den in der Verfassung vorgeschriebenen 
Gesetzwerdungsprozessen, sei es PHC Gesetz, sei es ASVG und 
vieles mehr, nicht zusammengebracht hat und was eigentlich 
gar nichts mit dem Finanzausgleich zu tun hat. Es wurde ver-
klausuliert, versteckt, verharmlost, „Tarnen und Täuschen“ war 
angesagt und zieht sich durch das gesamte Konvolut. Sollten 
Sie es lesen, achten Sie darauf, dass starke Psychopharmaka in 
Griffweite liegen, sie werden diese brauchen, wenn sie in dieses, 
vom Steuer- und Beitragszahler finanzierte Finanzlabyrinth ein-
tauchen.
Über die Bedeutung für die Ärzteschaft wurde und wird an 
anderen Stellen ausführlich berichtet, ich erspare mir daher 
meinen Kommentar zu den mehr als grauslichen Einzelheiten. 
Was mir aber bis heute in der Diskussion abgeht und sogar von 
den Juristen der ÖÄK verharmlost wird, ist die Beschäftigung 
mit einem besonderen Zuckerl, das ich hiermit vorstellen und 
erklären möchte. Ich werde trotz der Länge den Gesetzestext im 
Wortlaut zitieren, eine Zusammenfassung würde mir niemand 
glauben, man würde mir Panikmacherei und mangelnden Haus-
verstand vorwerfen!

Art. 17 Abs. 3 des Entwurfes der 15a Vereinbarung zur Organisa-
tion und Finanzierung:
„Der Bund und die Länder verpflichten sich, entsprechende gesetzliche 
Bestimmungen zu schaffen, die es
1. der Bundesgesundheitsagentur und den Landesgesundheitsfonds oder 

von diesen beauftragten Sachverständigen gestatten, Erhebungen 
über die Betriebsorganisation und den Betriebsablauf der Kranken-
anstalten gemäß Art. 23 Abs. 3 und 4 durchzuführen und in alle die 

Betriebsführung betreffenden Unterlagen durch eigene Organe oder 
beauftragte Sachverständige Einsicht zu nehmen und

2. der Bundesgesundheitsagentur und den Landesgesundheitsfonds oder 
von diesen beauftragten Sachverständigen gestatten, Erhebungen 
über die Betriebsorganisation und den Betriebsablauf sonstiger 
Leistungserbringerinnen/Leistungserbringer im Gesundheitswesen 
durchzuführen und in alle die Betriebsführung betreffenden Unterla-
gen durch eigene Organe oder beauftragte Sachverständige Einsicht 
zu nehmen.“

Für mich ist dies der vielleicht schlimmste Anschlag auf den 
gesamten niedergelassenen Bereich. Betroffen sind neben dem 
ärztlichen der pflegerische, der therapeutische Sektor auch 
abseits jedes Kassenvertrages, aber auch die Apotheken, Physio-
therapeuten, Psychotherapeuten, niedergelassene Hebammen, 
Bandagisten, ehrenamtliche Palliativteams und viele mehr. Wir 
alle sind nämlich „sonstige Leistungserbringer im Gesundheits-
wesen“. 
In Zukunft darf ein von der Bundesgesundheitsagentur oder den 
Landesgesundheitsfonds beauftragter Sachverständiger unsere 
Ordinationen (auch die im rein privaten Sektor), die Apothe-
ken, die physikalischen oder psychotherapeutischen Praxen 
auch im Privatbereich hinsichtlich „Betriebsorganisation und 
Betriebsablauf“, also hinsichtlich allem, sezieren und die Betrei-
ber sind gesetzlich verpflichtet, ALLE Unterlagen zur Verfügung 
zu stellen. Ob dies in einem Rechtsstaat, als der Österreich ja 
gerade noch gilt, zulässig ist, darf zumindest bezweifelt werden. 
Ich werde jedenfalls, sollte es mich betreffen, die Herausgabe 
der Unterlagen verweigern und ein Verfahren bis zur höchsten 
Instanz führen. 

Ganz abgesehen von diesem nicht tolerierbaren Eingriff in 
unsere von unserem Geld errichteten Praxen und Wirtschaftsbe-
triebe, zeigt der Gesetzestext so klar wie bisher noch nirgends die 
fehlende Wertschätzung, ja die tiefe Verachtung, welche die Pro-
ponenten der Art. 15a Vereinbarung (die Landesfinanzreferen-
ten und Herr Finanzminister Dr. Schelling) für die Ärzteschaft 
und die „sonstigen Leistungserbringer im Gesundheitswesen“ 
hegen. Dass die jungen Kollegen bereits jetzt in Scharren das 
Land verlassen, dürfte an den Damen und Herren vorüberge-
gangen sein. Maßnahmen zur Eindämmung der Ärzteflucht 
stelle ich mir anders vor. Aber wahrscheinlich wird man dem fast 
nicht mehr aufzuhaltenden strukturellen Ärztemangel neue, per-
sonalintensive, Geld und Ressourcen verschlingende Konstrukte 
wie PVEs als all selig machendes Heilmittel gegenüberstellen 
und verwundert ob des Scheiterns der geldgierigen und faulen 
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ART. 15A

Ärzteschaft und vor allem den machtbesessenen Ärztekammern 
die Schuld geben. 
Bereits bis 2020 werden mehr als ein Drittel aller Niederge-
lassenen das Regelpensionsalter erreichen und müssen ersetzt 
werden. Ob sich unter obigen Bedingungen, die mehr an eine 
Diktatur als an ein freies Land erinnern, junge Kollegen finden 
werden, die den Schritt in die freie Niederlassung wagen, darf 
zumindest bezweifelt werden. 
Dass Frau Bundesminister Dr. med. Oberhauser („Damit ist 
ein weiterer wichtiger Baustein für ein modernes und sicheres 
Gesundheitssystem in Österreich gelegt“ Originalzitat!) nicht 
sofort ihr Veto im Ministerrat eingelegt hat, erschüttert mich 
zutiefst.

Zusammenfassend ist zu sagen, dass die Politik mit der kommen-
den Art. 15a Vereinbarung gerade Geschichte schreibt. Das „E“, 
das „N“, das „D“ vom „Ende“ der wohnortnahen, niederschwel-
ligen und weisungsfreien Medizin für mündige Bürger hat sie 
schon getippt. Wir alle sollen, nein müssen alles unternehmen, 
um diesen Wahnsinn zu stoppen, damit nicht das Ende unse-
res noch immer hervorragenden Gesundheitssystems mit der 
Gesetzwerdung endgültig besiegelt wird.

DR. MAX WUDY
Kurienobmann-Stellvertreter der niedergelassenen Ärzte
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Fortbildungssuche in 
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Gratis Download mittels QR-Code

oder unter www.arztnoe.at

Mit der kostenlosen APP erhalten Sie einen 
aktuellen Überblick über das vielfältige 

Fortbildungsangebot und eine Rundum-
Information zu den Seminaren. Hier können Sie 

sich bequem anmelden und bei Fragen jederzeit 
Kontakt aufnehmen.

Art. 15a Vereinbarung: NÖ Ärztekammer 
unterstützt dringenden Appell an 
Bundeskanzler Kern
Der Appell der Wr. Ärztekammer, das österreichische 
Gesundheitssystem nicht kaputtzusparen, wird von der 
NÖ Ärztekammer vollinhaltlich mitgetragen

Im Zuge des Finanzausgleichs sollen die !nanziellen Mittel für 
die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung in Österreich um 
weitere 4,5 Milliarden gekürzt werden. Dr. Christoph Reisner, 
MSc, Präsident der NÖ Ärztekammer, meint dazu: „Ich stehe 
inhaltlich voll hinter meinen Kollegen aus der Wiener Ärztekam-
mer und teile ihre massiven Bedenken gegen die Artikel 15a 
Vereinbarung sowie die bereits für den kommenden Ministerrat 
vorbereiteten Gesetzesentwürfe, die zu einem unsozialen Ka-
puttsparen des österreichischen Gesundheitssystems führen. 
Ich unterstütze daher den Appell der Wiener Ärztekammer an 
Bundeskanzler Kern sowie an alle Regierungsmitglieder.“ 

Bereits im kommenden Ministerrat sollen Gesetze beschlossen 
werden, wonach das Gesundheitssystem einer staatlichen Pla-
nung unterworfen wird, ohne auf diejenigen zu hören, die tag-
täglich mit der Versorgung der Patienten zu tun haben, nämlich 
die Ärzteschaft. Anonyme Gesundheitskonzerne und Ambulato-
rien sollen Zug um Zug niedergelassene Hausärzte und Fachärz-
te ersetzen. Dies ist ein Schritt, den die Ärztekammer mit allen 
zur Verfügung stehenden Mitteln bekämpfen wird. 

Als besonders undemokratisch beurteilt Reisner dabei die Um-
gehung des parlamentarischen Diskurses: „Gerade bei solch ra-
dikalen Veränderungen wäre eine demokratiepolitisch korrekte 
Lösung mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit angebracht. Da ein Kom-
promiss mit der Opposition allerdings außer Reichweite liegt, 
umgeht man diesen Schritt.“ 

Der Start der ersten Protestmaßnahmen aus Niederösterreich 
steht übrigens unmittelbar bevor. „Glücklicherweise gibt es in 
Österreich das demokratische Mittel des Protestes. Kommen-
den Mittwoch stellen wir der Öffentlichkeit das Volksbegehren 
„SOS Medizin“ vor. Dies ist unser Weg, um die Bevölkerung über 
die Demontage des Gesundheitssystems zu informieren und auf-
zurütteln“, meint Reisner abschließend.

Presseinformation vom 13. November 2016


